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Bekanntmachung 

der Stadt Georgsmarienhütte 
über das Inkrafttreten des Bebauungsplanes Nr. 4  

„Franzhöhe“ (Kloster Oesede) – 3. Änderung  
gem. Baugesetzbuch i. d. F. der Bekanntmachung  

vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 20.07.2017  

(BGBl. I S. 2808) m. W. v. 29.07.2017  
 
 

Der Rat der Stadt Georgsmarienhütte hat am 04.11.2019 den 
Bebauungsplan Nr. 4 „Franzhöhe“ – 3. Änderung als Satzung 
gem. § 10 BauGB sowie die Begründung beschlossen. Das 
Bauleitplanverfahren wurde gem. § 13 a BauGB als Bebau-
ungsplan der Innenentwicklung durchgeführt. 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes kann dem nach-
stehenden Planausschnitt - unmaßstäbliche Verkleinerung 
der Deutschen Grundkarte - entnommen werden; Vervielfälti-
gungserlaubnis erteilt durch das Landesamt für Geoinformati-
on und Landentwicklung Niedersachsen (LGLN) Regionaldi-
rektion Osnabrück für die Stadt Georgsmarienhütte; der Gel-
tungsbereich ist gerastert dargestellt. 
 
Mit dieser Bekanntmachung wird der Bebauungsplan gem. § 
10 Baugesetzbuch rechtsverbindlich und liegt einschließlich 
Begründung vom Tage dieser Bekanntmachung an im Rat-
haus der Stadt Georgsmarienhütte, Oeseder Straße 85, Zim-
mer 242/243, 49124 Georgsmarienhütte während der Dienst-
stunden zu jedermanns Einsicht aus.  
 
Auf die Rechtsfolgen des § 215 BauGB wird hingewiesen.  
Danach werden eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. bis 3 
BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfah-
rens- und Formvorschriften, eine unter Berücksichtigung des 
§ 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung des Vorschriften 

über das Verhältnis des Bebauungsplans und nach § 214 Abs. 
3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgan-
ges unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit 
der Bekanntmachung des Bebauungsplanes schriftlich ge-
genüber der Stadt Georgsmarienhütte unter Darlegung des 
die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht 
worden sind. 
 
Sollten sich aufgrund der Festsetzungen des o. g. Bebau-
ungsplanes Entschädigungsansprüche herleiten lassen, wird 
auf die Vorschrift des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 
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des Baugesetzbuches über die fristgemäße Geltendmachung 
etwaiger Entschädigungsansprüche von durch den Bebau-
ungsplan eingetretenen Vermögensnachteilen sowie über Fäl-
ligkeit und Erlöschen der Entschädigungsansprüche hingewie-
sen.  
 
Georgsmarienhütte, 18.11.2019 
 
  

Stadt Georgsmarienhütte  
Die Bürgermeisterin  
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Bekanntmachung 
der Stadt Georgsmarienhütte 

über das Inkrafttreten des Bebauungsplanes Nr. 196  
„Im Nordfeld“ – 2. Änderung  

gem. Baugesetzbuch i. d. F. der Bekanntmachung  
vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) zuletzt geändert  

durch Gesetz vom 20.07.2017 (BGBl. I S. 2808) 
 m. W. v. 29.07.2017  

 
 
Der Rat der Stadt Georgsmarienhütte hat am 04.11.2019 den 
Bebauungsplan Nr. 196 „Im Nordfeld“ – 2. Änderung als Sat-
zung gem. § 10 BauGB sowie die Begründung beschlossen. 
Das Bauleitplanverfahren wurde gem. § 13 BauGB im verein-
fachten Verfahren durchgeführt. 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes kann dem nach-
stehenden Planausschnitt - unmaßstäbliche Verkleinerung der 
Deutschen Grundkarte - entnommen werden; Vervielfälti-
gungserlaubnis erteilt durch das Landesamt für Geoinformati-
on und Landentwicklung Niedersachsen (LGLN) Regionaldi-
rektion Osnabrück für die Stadt Georgsmarienhütte; der Gel-
tungsbereich ist gerastert dargestellt. 

Mit dieser Bekanntmachung wird der Bebauungsplan gem. § 
10 Baugesetzbuch rechtsverbindlich und liegt einschließlich 
Begründung vom Tage dieser Bekanntmachung an im Rat-
haus der Stadt Georgsmarienhütte, Oeseder Straße 85, Zim-
mer 242/243, 49124 Georgsmarienhütte während der Dienst-
stunden zu jedermanns Einsicht aus.  
 
Auf die Rechtsfolgen des § 215 BauGB wird hingewiesen.  
Danach werden eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. bis 3 
BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfah-
rens- und Formvorschriften, eine unter Berücksichtigung des § 
214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung des Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplans und nach § 214 Abs. 
3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgan-
ges unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit 
der Bekanntmachung des Bebauungsplanes schriftlich gegen-
über der Stadt Georgsmarienhütte unter Darlegung des die 
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht wor-
den sind. 
 
Sollten sich aufgrund der Festsetzungen des o. g. Bebauungs-
planes Entschädigungsansprüche herleiten lassen, wird auf 
die Vorschrift des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 des 
Baugesetzbuches über die fristgemäße Geltendmachung et-
waiger Entschädigungsansprüche von durch den Bebauungs-
plan eingetretenen Vermögensnachteilen sowie über Fälligkeit 
und Erlöschen der Entschädigungsansprüche hingewiesen.  
 
 
Georgsmarienhütte, 18.11.2019 
  

Stadt Georgsmarienhütte  
Die Bürgermeisterin  
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Satzung 
über die Erhebung von Beiträgen und Gebühren  

für die öffentliche Wasserversorgung 
der Gemeinde Bad Laer (Wasserabgabensatzung) 

 
 
Aufgrund der §§ 10, 58 und 111 des Niedersächsischen Kom-
munalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17.12.2010, zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 11.09.2019 (Nds. GVBl. S. 
258), und des § 5 des Niedersächsischen Kommunalabga-
bengesetzes (NKAG) vom 20.04.2017 (Nds. GVBI. S. 121), 
hat der Rat der Gemeinde Bad Laer in seiner Sitzung am 
27.11.2019 folgende Satzung beschlossen: 
 
 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
(1) Die Gemeinde Bad Laer betreibt die Wasserversorgung  

als öffentliche Einrichtung nach Maßgabe der Satzung der 
Gemeinde Bad Laer über die Versorgung der Grundstücke 
mit Wasser und den Anschluss an die öffentliche Wasser-
versorgungsanlage (Wasserversorgungssatzung) vom 
27.11.2019. 

 
(2) Zur Deckung der Kosten, die durch die öffentliche Wasser- 

versorgung entstehen, werden Gebühren und Beiträge 
nach Maßgabe dieser Satzung wie folgt erhoben: 
a) Beiträge zur Deckung des Aufwandes für die öffentli- 

che Wasserversorgungsanlage einschließlich der Kos-
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ten für den ersten Hausanschluss (Wasserversor-
gungsbeiträge); 

b) Kostenerstattungen für zusätzliche Hausanschlüsse  
(Aufwendungsersatz); 

c) Benutzungsgebühren für die Inanspruchnahme der öf- 
fentlichen Wasserversorgungsanlage (Wassergebüh-
ren). 

 
§ 2 

Beiträge 
 
(1) Die Gemeinde erhebt, soweit der Aufwand nicht auf ande- 

re Weise gedeckt wird, für die Herstellung, Anschaffung, 
Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung der öffentli-
chen Wasserversorgungsanlage Beiträge zur Abgeltung 
der durch die Möglichkeit der Inanspruchnahme gebote-
nen besonderen wirtschaftlichen Vorteile.  

 
(2) Der Beitrag deckt auch die Kosten für den ersten Hausan- 

schluss (Anschlussleitung von der Versorgungsleitung bis 
zur Hauptabsperrvorrichtung hinter dem Wasserzähler auf 
dem zu versorgenden Grundstück). 

 
 

§ 3 
Gegenstand der Beitragspflicht 

 
(1) Der Beitragspflicht unterliegen Grundstücke, die an die öf- 

fentliche Wasserversorgungsanlage angeschlossen wer-
den können und für die  
a) eine bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist,  

sobald sie bebaut oder gewerblich genutzt werden dür-
fen, oder  

b) eine bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht festge- 
setzt ist, wenn sie nach der Verkehrsauffassung Bau-
land sind und nach der geordneten baulichen Entwick-
lung in der Gemeinde zur Bebauung oder gewerbli-
chen Nutzung anstehen.  

 
(2) Wird ein Grundstück an die öffentliche Wasserversor- 

gungsanlage tatsächlich angeschlossen, so unterliegt es 
der Beitragspflicht auch dann, wenn die Voraussetzungen 
des Absatzes 1 nicht erfüllt sind.  

 
(3) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist das Grundstück im  

Sinne des Grundbuchrechtes. 
 
 

§ 4 
Beitragsmaßstab 

 
(1) Der Wasserversorgungsbeitrag wird nach einem nut- 

zungsbezogenen Flächenmaßstab berechnet.  
 
(2) Bei der Ermittlung des nutzungsbezogenen Beitrages wer- 

den für das erste Vollgeschoss 25 % und für jedes weitere 
Vollgeschoss 15 % der Grundstücksfläche   in tatsächlich 
bestehenden oder durch Bebauungsplan ausgewiesenen 
Kerngebieten (§ 34 BauGB oder § 7 BauNVO) für das ers-
te Vollgeschoss 50 % und für jedes weitere Vollgeschoss 
30 % der Grundstücksfläche   in Ansatz gebracht. Als Voll-
geschoss gelten alle Geschosse, die nach landesrechtli-
chen Vorschriften Vollgeschosse sind. Ist eine Geschoss-
zahl wegen der Besonderheiten des Bauwerks nicht fest-
stellbar, werden bei gewerblich oder industriell genutz-ten 
Grundstücken je angefangene 3,50 m und bei allen in an-
derer Weise baulich genutzten Grundstücken je angefan-
gene 2,20 m Höhe des Bauwerks als ein Vollgeschoss ge-
rechnet.  

(3) Als Grundstücksfläche gilt  
a) bei Grundstücken, die im  Bereich eines Bebauungs- 

planes liegen, die gesamte Fläche, wenn für das 
Grundstück im Bebauungsplan bauliche oder gewerbli-
che Nutzung festgesetzt ist,  

b) bei Grundstücken, die über die Grenzen des Bebau- 
ungsplanes hinausreichen, die Fläche im Bereich des 
Bebauungsplanes, wenn für diese darin bauliche oder 
gewerbliche Nutzung festgesetzt ist,  

c) bei Grundstücken, für die kein Bebauungsplan besteht  
und die innerhalb eines im Zusammenhang bebauten 
Ortsteiles liegen (§ 34 BauGB), die Gesamtfläche des 
Grundstücks, höchstens jedoch die Fläche zwischen 
der jeweiligen Straßengrenze und einer im Abstand 
von 50 m dazu verlaufenden Parallelen; bei Grundstü-
cken, die nicht an eine Straße angrenzen oder nur 
durch einen zum Grundstück gehörenden Weg mit ei-
ner Straße verbunden sind, die Flächen zwischen der 
der Straße zugewandten Grundstücksseite und einer 
im Abstand von 50 m dazu verlaufenden Parallelen, 

d) bei Grundstücken, die über die sich nach lit. a) - c) er- 
gebenden Grenzen hinaus bebaut oder gewerblich ge-
nutzt sind, die Fläche zwischen der jeweiligen Straßen-
grenze bzw. im Falle von lit. c) der der Straße zuge-
wandten Grundstücksseite und einer Parallelen hierzu, 
die in einer Tiefe verläuft, die der übergreifenden Be-
bauung oder gewerblichen Nutzung entspricht, 

e) bei Grundstücken, für die durch Bebauungsplan eine  
Nutzung als Wochenendhausgebiet oder eine sonstige 
Nutzung ohne oder mit nur untergeordneter Bebauung 
festgesetzt ist (z.B. Dauerkleingärten, Schwimmbäder, 
Camping , Fest  und Sportplätze, Friedhöfe) oder die 
innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortstei-
les (§ 34 BauGB) tatsächlich so genutzt werden 75 % 
der Grundstücksfläche,  

f) bei Grundstücken, für die durch Bebauungsplan die  
Nutzung als Fläche für die  Landwirtschaft festgesetzt 
ist, und bei bebauten Grundstücken im Außenbereich 
(§ 35 BauGB) die Grundfläche der an die Wasserver-
sorgungsanlage angeschlossenen Baulichkeiten ge-
teilt durch die GRZ 0,2. Die so ermittelte Fläche wird 
diesen Baulichkeiten der Gestalt zugeordnet, dass ihre 
Grenzen jeweils im gleichen Abstand von den Außen-
wänden der Baulichkeiten verlaufen, wobei bei einer 
Überschreitung der Grundstücksgrenze durch  diese 
Zuordnung eine gleichmäßige Flächenergänzung auf 
dem Grundstück erfolgt, 

g) bei Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB), für  
die durch Planfeststellung, bergrechtlichen Betriebs-
plan oder diesen ähnliche Verwaltungsakte eine der 
baulichen Nutzung vergleichbare Nutzung zugelassen 
ist (z. B. Abfalldeponie, Untergrundspeicher pp.), die 
Fläche des Grundstücks, auf die sich die Planfeststel-
lung, der Betriebsplan oder der diesen ähnliche Ver-
waltungsakt bezieht, 

h) bei sonstigen im Außenbereich tatsächlich genutzten  
Grundstücken, die Gesamtfläche des Grundstücks, 
höchstens jedoch die Fläche zwischen der jeweiligen 
Straßengrenze und einer im Abstand von 50 m dazu 
verlaufenden Parallelen; bei Grundstücken, die nicht 
an eine Straße angrenzen oder nur durch einen zum 
Grundstück gehörenden Weg mit einer Straße verbun-
den sind, die Flächen zwischen der der Straße zuge-
wandten Grundstücksseite und einer im Abstand von 
50 m dazu verlaufenden Parallelen. 

 
(4) Als Zahl der Vollgeschosse nach Absatz 2 gilt  

a) soweit ein Bebauungsplan besteht, die darin festge- 
setzte höchst zulässige Zahl der Vollgeschosse; 
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b) bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan statt der  
Zahl der Vollgeschosse die Höhe der baulichen Anla-
gen festgesetzt ist, in Gewerbe-, Industrie- und Son-
dergebieten i. S. von § 11 Abs. 3 BauNVO die durch 3,5 
und in allen anderen Baugebieten die durch 2,2 geteilte 
höchstzulässige Gebäudehöhe auf ganze Zahlen auf-
gerundet,  

c) bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan weder die  
Zahl der Vollgeschosse noch die Höhe der baulichen 
Anlagen sondern nur eine Baumassenzahl festgesetzt 
ist, die durch 3,5 geteilte höchstzulässige Baumassen-
zahl auf ganze Zahlen aufgerundet,  

d) bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stell- 
plätze errichtet werden dürfen, die Zahl von einem Voll-
geschoss je Nutzungsebene, 

e) die Zahl der tatsächlichen oder sich durch Umrech- 
nung ergebenden Vollgeschosse, wenn aufgrund von 
Ausnahmen oder Befreiungen die Zahl der Vollge-
schosse nach lit. a), die Gebäudehöhe nach lit. b) oder 
die Baumassenzahl nach lit. c) überschritten wird,  

f) soweit kein Bebauungsplan besteht 
aa)bei bebauten Grundstücken die Zahl der tatsächlich  

vorhandenen Vollgeschosse,  
bb)bei unbebauten Grundstücken die Zahl der in der  

näheren Umgebung überwiegend vorhandenen 
Vollgeschosse,  

cc) bei Grundstücken, die mit einem Kirchengebäude  
bebaut sind, wird das Kirchengebäude als einge-
schossiges Gebäude behandelt,  

g) soweit in einem Bebauungsplan weder die Zahl der  
Vollgeschosse noch die Gebäudehöhe bzw. die Bau-
massenzahl bestimmt ist, bei Grundstücken, 
aa) für die durch Bebauungsplan eine Nutzung als Flä- 

che für die Landwirtschaft festgesetzt ist, die Zahl 
der tatsächlich vorhandenen Vollgeschosse,  

bb) für die durch Bebauungsplan eine Nutzung als Wo- 
chenendhausgebiet festgesetzt ist, die Zahl von ei-
nem Vollgeschoss, 

cc) die in anderen Baugebieten liegen, der in der nähe- 
ren Umgebung überwiegend festgesetzte und/oder 
tatsächlich vorhandene (§ 34 BauGB) Berech-
nungswert nach lit. a) bis lit. c), 

h) bei Grundstücken, für die durch Bebauungsplan eine  
sonstige Nutzung ohne oder mit nur untergeordneter 
Bebauung festgesetzt ist (z. B. Dauerkleingärten, 
Schwimmbäder, Camping , Sport  und Festplätze so-
wie Friedhöfe) oder die außerhalb von Bebauungsplan-
gebieten tatsächlich so genutzt werden, wird ein Voll-
geschoss angesetzt,  

i) bei Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB), für  
die durch Planfeststellung, bergrechtlichen Betriebs-
plan oder diesen ähnliche Verwaltungsakte eine der 
baulichen Nutzung vergleichbare Nutzung zugelassen 
ist, wird   bezogen auf die Fläche nach Abs. 4 lit. h)   ein 
Vollgeschoss angesetzt.  

  
(5) Berechnungsgrundlage für den Wasserversorgungsbei- 

trag ist die Grundstücksfläche, die sich durch Multiplikation 
mit der Geschossflächenzahl ergibt. 

 
 
 
 

§ 5 
Beitragssatz 

 
Der Beitragssatz für die Herstellung der Wasserversorgungs-
anlage beträgt 7,36 EUR/qm (inkl. gesetzlicher Umsatzsteuer) 
der nach § 4 berechneten Fläche. 

§ 6 
Beitragspflichtige 

 
(1) Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des  

Beitragsbescheides Eigentümer des Grundstücks ist. Ist 
das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so ist an-
stelle des Eigentümers der Erbbauberechtigte beitrags-
pflichtig. Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamt-
schuldner; bei Wohnungs  und Teileigentum sind die ein-
zelnen Wohnungs  und Teileigentümer nur entsprechend 
ihrem Miteigentumsanteil beitragspflichtig.  

 
(2) Bei Rechtsnachfolge gehen alle Verpflichtungen auf den  

Rechtsnachfolger über. Die etwaige persönliche Haftung 
des Rechtsvorgängers bleibt hiervon unberührt.  

 
 

§ 7 
Entstehung der Beitragspflicht 

 
(1) Die Beitragspflicht entsteht mit der betriebsfertigen Her- 

stellung der Wasserversorgungsanlage vor dem Grund-
stück einschließlich der Fertigstellung des ersten Hausan-
schlusses.  

 
(2) Im Falle des § 3 Absatz 2 entsteht die Beitragspflicht mit  

dem Anschluss, frühestens jedoch mit dessen Genehmi-
gung.  

 
 

§ 8 
Vorausleistung 

 
Auf die künftige Beitragsschuld können angemessene Voraus-
leistungen verlangt werden, sobald mit der Durchführung der 
Maßnahme begonnen worden ist. Die Vorausleistung ist mit 
der endgültigen Beitragsschuld zu verrechnen, auch wenn der 
Vorausleistende nicht beitragspflichtig ist.  
 

 
§ 9 

Veranlagung, Fälligkeit 
 
Der Wasserversorgungsbeitrag wird durch Bescheid festge-
setzt und einen Monat nach der Bekanntgabe des Bescheides 
fällig. Das gleiche gilt für die Erhebung einer Vorausleistung.  
 
 
  

§ 10 
Ablösung 

 
In Fällen, in denen die Beitragspflicht noch nicht entstanden 
ist, kann die Ablösung durch Vertrag vereinbart werden. Die 
Höhe des Ablösungsbetrages ist nach Maßgabe des in § 4 be-
stimmten Beitragsmaßstabes und des in § 5 festgelegten Bei-
tragssatzes zu ermitteln. Durch Zahlung des Ablösungsbetra-
ges wird die Beitragspflicht endgültig abgegolten. Ein Rechts-
anspruch auf Ablösung besteht nicht. 
 
 

§ 11 
Entstehung des Erstattungsanspruchs  

für zusätzliche Hausanschlüsse 
 
(1) Stellt die Gemeinde auf Antrag des Grundstückseigentü- 

mers für ein Grundstück einen weiteren Hausanschluss 
oder für eine von einem Grundstück, für das die Beitrags-
pflicht bereits entstanden ist, abgeteilte und zu einem 
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Grundstück verselbständigte Teilfläche einen eigenen 
Hausanschluss an die zentrale öffentliche Wasserversor-
gungsanlage her (zusätzliche Hausanschlüsse), so sind 
der Gemeinde die Aufwendungen für die Herstellung, Er-
neuerung, Veränderung oder Beseitigung sowie die Kos-
ten für die Unterhaltung solcher zusätzlicher Hausan-
schlüsse in der tatsächlich entstandenen Höhe zu erstat-
ten. Erfolgt eine Neuverlegung, Verbesserung oder sonsti-
ge Änderung eines bestehenden Hausanschlusses auf 
Antrag des Grundstückseigentümers, so hat dieser die 
Kosten zu tragen. §§ 6, 8 und 10 dieser Satzung gelten 
entsprechend. Der Erstattungsanspruch entsteht mit der 
betriebsfertigen Herstellung des Anschlusses.  

 
(2) Die Gemeinde erstellt üblicherweise den weiteren bzw. zu- 

sätzlichen Hausanschluss bis zu einer Länge von 30 Me-
tern. Ist im Einzelfall wegen der besonderen örtlichen Ver-
hältnisse die Verlegung eines längeren Hausanschlusses 
notwendig, so ist der Gemeinde dieser Mehraufwand zu 
erstatten. Die §§ 6, 8, 10 und 11 Abs. 1 Satz 3 gelten ent-
sprechend. Die Kosten für die Unterhaltung, Reparatur 
oder Erneuerung dieses überschießenden Teils trägt der 
Grundstückseigentümer. 

 
 

§ 12 
Fälligkeit 

 
Der Erstattungsbetrag nach § 11 wird durch Bescheid festge-
setzt und einen Monat nach Bekanntgabe des Bescheides fäl-
lig.  
 
 

§ 13 
Benutzungsgebühr 

 
Für die Inanspruchnahme der öffentlichen Wasserversor-
gungsanlage wird eine Wassergebühr für die Grundstücke er-
hoben, die an die öffentliche Wasseranlage angeschlossen 
sind oder aus dieser Wasser entnehmen.  
 
 

  
§ 14 

Gebührenmaßstäbe und Gebührensätze 
 
(1) Die Wassergebühr wird in Form einer Grund- und einer  

Leistungsgebühr erhoben. 
 
(2) Die Grundgebühr (inkl. der gesetzlichen Umsatzsteuer)  

beträgt bei der Verwendung von Wasserzählern mit einer 
Größe und einem Dauerdurchfluss von 
 
Wasserzählergröße und Dauerdurchfluss jährliche Grundgebühr 
Q3 =   4 m3/h   42,80 EUR 
Q3 = 10 m³/h 107,00 EUR 
Q3 = 16 m³/h 171,20 EUR 
Q3 = 63 m³/h 674,10 EUR 

 
(3) Die Leistungsgebühr wird nach der Wassermenge bemes- 

sen, die aus der öffentlichen Wasserversorgungsanlage 
entnommen wird. Berechnungseinheit für die Gebühr ist 1 
cbm Wasser. Die entnommene Wassermenge wird durch 
Wasserzähler ermittelt.  

 
(4) Die verbrauchsabhängige Leistungsgebühr beträgt 1,46  

EUR je cbm (inkl. der gesetzlichen Umsatzsteuer). 
 
(5) Hat ein Wasserzähler nicht richtig oder überhaupt nicht  

angezeigt, so wird die Wassermenge von der Gemeinde 
unter Zugrundelegung des Verbrauchs des Vorjahres und 
unter Berücksichtigung der begründeten Angaben des Ge-
bührenpflichtigen geschätzt.  

 
 

§ 15 
Wassergebühren für Baudurchführungen pp. 

 
(1) Für Wasser, das bei der Herstellung von Gebäuden oder  

sonstigen Anlagen verwendet wird (Bauwasser), wird eine 
Verbrauchsgebühr nach Absatz 2 erhoben, sofern der Ver-
brauch nicht durch Wasserzähler ermittelt werden kann.  

 
(2) Bei Neu-, Um-  und Erweiterungsbauten von Gebäuden  

und sonstigen Baulichkeiten wird je angefangene 100 cbm 
umbauten Raumes (einschließlich Keller  und Unterge-
schoss sowie Dachvolumen) ein Verbrauch von 10 cbm 
zugrunde gelegt. Bauvorhaben mit weniger als 10 cbm 
umbauten Raumes bleiben gebührenfrei.  

 
(3) Der Wasserverbrauch für andere vorübergehende Zwecke  

wird von der Gemeinde im Einzelfall nach Erfahrungswer-
ten geschätzt, sofern der Verbrauch nicht durch Wasser-
zähler ermittelt werden kann.  

 
(4) Die Kosten für das Aufstellen und Abbauen von Einrichtun- 

gen zur vorübergehenden Wasserentnahme sind der Ge-
meinde zu erstatten.  

 
 
  

§ 16 
Gebührenpflichtige 

 
(1) Gebührenpflichtig ist der Eigentümer; wenn ein Erbbau- 

recht bestellt ist, tritt an dessen Stelle der Erbbauberech-
tigte des angeschlossenen Grundstücks. Gebührenpflich-
tig sind außerdem Nießbraucher oder sonstige zur Nut-
zung des Grundstücks Berechtigte. Mehrere Gebühren-
pflichtige sind Gesamtschuldner.  

 
(2) Beim Wechsel des Gebührenpflichtigen geht die Gebüh- 

renpflicht mit Beginn des auf den Übergang folgenden Ka-
lendermonats auf den neuen Pflichtigen über. Wenn der 
bisher Gebührenpflichtige die Mitteilung über den Wechsel 
(§ 21 Absatz 1) versäumt, so haftet er für die Gebühren, 
die auf den Zeitraum bis zum Eingang der Mitteilung bei 
der Gemeinde entfallen, neben dem neuen Verpflichteten.  

 
(3) In den Fällen des § 15 ist gebührenpflichtig, wer den An- 

trag auf Wasserentnahme gestellt hat. 
 
 

§ 17 
Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht 

 
(1) Die Gebührenpflicht entsteht, sobald das Grundstück an  

die öffentliche Wasserversorgungsanlage angeschlossen 
ist oder in den Fällen des § 16 mit der Herstellung der Ent-
nahmeeinrichtungen. Sie erlischt, sobald der Hausan-
schluss oder die Wasserentnahmeeinrichtung beseitigt 
worden ist.  

 
 

§ 18 
Erhebungszeitraum 

 
(1) Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr. Entsteht die Ge- 



bührenpflicht während des Kalenderjahres, so ist der 
Restteil des Jahres der Erhebungszeitraum. 

 
(2) Die Gebührenschuld entsteht jeweils mit dem Ende des  

Erhebungszeitraums. Erlischt die Gebührenpflicht vor Ab-
lauf des Erhebungszeitraums, so entsteht die Gebühren-
schuld mit dem Ende der Gebührenpflicht. 

 
(3) Soweit die Gebühr nach den durch Wasserzähler ermittel- 

ten Wassermengen erhoben wird (§ 14 Absatz 3), gilt als 
Berechnungsgrundlage für den Erhebungszeitraum der 
Wasserverbrauch der Ableseperiode, die jeweils dem 
31.12. des Kalenderjahres vorausgeht. In den Fällen, in 
denen die Gebühr nur für einen Teil des Jahres zu berech-
nen ist, ist der nach Satz 1 festzustellende Wasserver-
brauch zeitanteilig zugrunde zu legen. 

 
 
 

§ 19 
Veranlagung und Fälligkeit 

 
(1) Auf die nach Ablauf des Erhebungszeitraumes festzuset- 

zende Gebühr sind vierteljährlich Abschlagszahlungen am 
15.02., 15.05., 15.08. und 15.11. des laufenden Jahres zu 
leisten. Die Höhe der Abschlagszahlungen wird von der 
Gemeinde durch Bescheid nach den Berechnungs-daten 
des Vorjahres festgesetzt.  

  
(2) Entsteht die Gebührenpflicht erstmalig im Laufe eines Ka- 

lenderjahrs, so wird der Abschlagszahlung diejenige Was-
sermenge zugrunde gelegt, die dem tatsächlichen Was-
serverbrauch des ersten Monats entspricht. Diesen Ver-
brauch des ersten Monats hat der Gebührenpflichtige der 
Gemeinde auf deren Aufforderung unverzüglich mitzutei-
len. Kommt der Gebührenpflichtige der Aufforderung nicht 
nach, so kann die Gemeinde den Verbrauch schätzen.  

 
(3) Die Wassergebühr für den Erhebungszeitraum wird durch  

Bescheid festgesetzt. Die nach Abzug der geleisteten Ab-
schlagszahlungen verbleibende Restforderung ist zu dem 
im Bescheid bezeichneten Fälligkeitstermin zu zahlen.  

 
(4) Die Wassergebühren für Baudurchführungen pp. (§ 15)  

sind innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des Abga-
benbescheides fällig. 

 
(5) Die Gebühr kann zusammen mit anderen Abgaben ange- 

fordert werden. 
 
 

§ 20 
Auskunftspflicht 

 
(1) Die Abgabenpflichtigen und ihre Vertreter haben der Ge- 

meinde jede Auskunft zu erteilen, die für die Festsetzung 
und Erhebung der Abgaben erforderlich ist.  

 
(2) Die Gemeinde kann an Ort und Stelle ermitteln. Die nach  

Absatz 1 zur Auskunft verpflichteten Personen haben dies 
zu ermöglichen und in dem erforderlichen Umfange zu 
helfen.  

 
(3) Soweit sich die Gemeinde bei der öffentlichen Wasserver 

sorgung eines Dritten bedient, haben die Abgabenpflichti-
gen zu dulden, dass sich die Gemeinde zur Feststellung 
der Wassermengen nach § 14 Absatz 2 die Verbrauchsda-
ten von dem Dritten mitteilen bzw. über Datenträger über-
mitteln lässt.  

§ 21 
Anzeigepflicht 

 
(1) Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse am Grundstück ist  

der Gemeinde sowohl vom Veräußerer als auch vom Er-
werber innerhalb eines Monates schriftlich anzuzeigen.  

 
(2) Sind auf dem Grundstück Anlagen vorhanden, die die Be- 

rechnung der Abgaben beeinflussen, so hat der Abgaben-
pflichtige dies unverzüglich der Gemeinde schriftlich anzu-
zeigen. Dieselbe Verpflichtung besteht für ihn, wenn sol-
che Anlagen neu geschaffen, geändert oder beseitigt wer-
den.  

 
 

§ 22 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 18 Abs. 2 Nr. 2 NKAG han- 

delt, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen 
a) § 19 Abs. 2 trotz Aufforderung der Gemeinde den Ver- 

brauch des ersten Monats nicht mitteilt; 
b) § 20 Abs. 2 verhindert, dass die Gemeinde an Ort und  

Stelle ermitteln kann und die dazu erforderliche Hilfe 
verweigert; 

c) § 21 Abs. 1 einen Wechsel der Rechtsverhältnisse am  
Grundstück nicht innerhalb eines Monats schriftlich an-
zeigt; 

d) § 21 Abs. 2 Satz 1 nicht unverzüglich schriftlich an- 
zeigt, dass Anlagen auf dem Grundstück vorhanden 
sind, die die Berechnung der Abgaben beeinflussen; 

e) § 21 Abs. 2 Satz 2 die Neuanschaffung, Änderung oder  
Beseitigung von Anlagen auf dem Grundstück, die die 
Berechnung der Abgaben beeinflussen, nicht schrift-
lich anzeigt. 

 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu  

10.000,00 Euro geahndet werden. 
 
 
 

§ 23 
Datenschutz 

 
Zur Erfüllung der Pflichten aus dieser Satzung ist die Verar-
beitung von personen- und grundstücksbezogenen Datne er-
forderlich und gemäß den datenschutzrechtlichen Vorschrif-
ten zulässig. 
 
 
 

§ 24 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt zum 01.01.2020 in Kraft. Gleichzeitig tritt 
die Wasserabgabensatzung vom 15.12.1994 in der Fassung 
der 15. Änderungssatzung vom 15.11.2018 außer Kraft. 
 
 
Bad Laer, 27.11.2019 
 
 

Gemeinde Bad Laer 
Der Bürgermeister 

(Siegel) Tobias Avermann 
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Satzung 

der Gemeinde Bad Laer über die Versorgung der 
Grundstücke mit Wasser und den Anschluss an die 

öffentliche Wasserversorgungsanlage 
(Wasserversorgungssatzung) 

 
 
Aufgrund der §§ 10, 13 und 58 des Niedersächsischen Kom-
munalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17.12.2010, zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 11.09.2019 (Nds. GVBl. Sei-
te 258), hat der Rat der Gemeinde Bad Laer in seiner Sitzung 
am 27.11.2019 folgende Satzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
(1) Die Gemeinde Bad Laer (nachfolgend Gemeinde) betreibt  

nach Maßgabe dieser Satzung die Wasserversorgung als 
öffentliche Einrichtung zur Versorgung der Grundstücke 
ihres Gebietes mit Trink- und Brauchwasser. 

 
(2) Die Gemeinde kann die Wasserversorgung ganz oder teil- 

weise durch Dritte vornehmen lassen. 
 
(3) Art, Lage und Umfang der öffentlichen Wasserversor- 

gungsanlagen sowie den Zeitpunkt ihrer Herstellung, Er-
weiterung und Sanierung bestimmt die Gemeinde. 

 
 

§ 2 
Begriffsbestimmungen 

 
(1) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist das Grundstück  

im Sinne des Grundbuchrechtes. 
 
(2) Soweit sich Vorschriften dieser Satzung auf den Grund- 

stückseigentümer beziehen, gelten die Regelungen ent-
sprechend auch für Erbbauberechtigte und solche Perso-
nen, die die tatsächliche Gewalt über eine bauliche Anlage 
oder ein Grundstück ausüben. 

 
(3) Die öffentliche Wasserversorgungsanlage endet mit der  

Hauptabsperrvorrichtung hinter dem Wasserzähler auf 
dem zu versorgenden Grundstück. 

 
 

§ 3 
Anschluss- und Benutzungsrecht 

 
(1) Jeder Eigentümer eines im Versorgungsgebiet der Ge- 

meinde liegenden Grundstücks ist berechtigt, den An-
schluss seines Grundstücks an die Wasserversorgungs-
anlage und die Belieferung mit Trink- und Brauchwasser 
nach Maßgabe dieser Satzung zu verlangen. 

 
(2) Das Anschluss- und Benutzungsrecht erstreckt sich nur  

auf solche Grundstücke, die durch eine Versorgungslei-
tung erschlossen werden. Der Grundstückseigentümer 
kann nicht verlangen, dass eine neue Versorgungsleitung 
hergestellt oder eine bestehende Versorgungsleitung ge-
ändert wird. 

 
(3) Der Anschluss eines Grundstücks an eine bestehende  

Versorgungsleitung kann versagt werden, wenn die Was-
serversorgung wegen der Lage des Grundstücks oder aus 
sonstigen technischen oder betrieblichen Gründen der 

Gemeinde besondere Schwierigkeiten bereitet oder be-
sondere Maßnahmen erfordert. 

 
 

§ 4 
Anschluss- und Benutzungszwang 

 
(1) Die Eigentümer von Grundstücken, auf denen Wasser ver- 

braucht wird, sind verpflichtet, diese Grundstücke an die 
öffentliche Wasserversorgungsanlage anzuschließen, 
wenn die Versorgungsleitung betriebsfertig für das Grund-
stück hergestellt ist. 

 
(2) Auf Grundstücken, die an die öffentliche Wasserversor- 

gungsanlage angeschlossen sind, ist der gesamte Bedarf 
an Wasser im Rahmen des Benutzungsrechts (§ 3) aus-
schließlich aus dieser Anlage zu decken. 

 
 

§ 5 
Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang 

 
(1) Von der Verpflichtung zum Anschluss wird der Grund- 

stückseigentümer auf Antrag befreit, wenn ihm der An-
schluss aus besonderen Gründen auch unter Berücksich-
tigung der Erfordernisse des Gemeinwohls nicht zugemu-
tet werden kann. 

 
(2) Von der Verpflichtung zur Benutzung wird der Grund- 

stückseigentümer auf Antrag befreit, wenn ihm die Benut-
zung aus besonderen Gründen auch unter Berücksichti-
gung der Erfordernisse des Gemeinwohls nicht zugemutet 
werden kann. 

 
(3) Die Gemeinde räumt dem Grundstückseigentümer darü- 

ber hinaus im Rahmen des ihr wirtschaftlich Zumutbaren 
auf Antrag die Möglichkeit ein, den Bezug auf einen von 
ihm gewünschten Verbrauchszweck oder auf einen Teilbe-
darf zu beschränken. 

 
(4) Befreiungsanträge sind schriftlich unter Angabe der Grün- 

de bei der Gemeinde einzureichen. 
 
(5) Der Grundstückseigentümer hat der Gemeinde vor Errich- 

tung einer Eigenversorgungsanlage Mitteilung zu machen. 
Er hat durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, dass 
von seiner Eigenanlage keine Einwirkungen auf die öffent-
liche Wasserversorgungsanlage möglich sind. Bei der Er-
richtung sind die einschlägigen anerkannten Regeln der 
Technik einzuhalten. Eine Verbindung beider Systeme darf 
in keiner Weise bestehen oder hergestellt werden.  

 
(6) Im Fall der Errichtung einer Regenwassernutzungsanlage  

gemäß § 5 der Abwasserbeseitigungssatzung - Nieder-
schlagswasser - wird der Benutzungszwang insoweit ein-
geschränkt, als Regenwasser aus einer genehmigten Re-
genwassernutzungsanlage in zulässiger oder genehmig-
ter Weise genutzt wird. 

 
  

§ 6 
Art der Versorgung 

 
(1) Das Wasser muss den geltenden Rechtsvorschriften und  

den anerkannten Regeln der Technik für die vereinbarte 
Bedarfsart (Trink- oder Brauchwasser) entsprechen. Die 
Gemeinde ist verpflichtet, das Wasser unter dem Druck zu 
liefern, der für eine einwandfreie Deckung des üblichen 
Bedarfs in dem betreffenden Versorgungsgebiet erforder-
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lich ist. Sie ist berechtigt, die Beschaffenheit und den 
Druck des Wassers im Rahmen der gesetzlichen und be-
hördlichen Bestimmungen sowie der anerkannten Regeln 
der Technik zu ändern, falls dies in besonderen Fällen aus 
wirtschaftlichen oder technischen Gründen zwingend not-
wendig ist; dabei sind die Belange des Grundstückseigen-
tümers möglichst zu berücksichtigen. 

 
(2) Stellt der Grundstückseigentümer Anforderungen an Be- 

schaffenheit und Druck des Wassers, die über die vorste-
hende Verpflichtung hinausgehen, so obliegt es ihm 
selbst, die erforderlichen Vorkehrungen zu treffen. 

 
 

§ 7 
Umfang der Versorgung,  

Benachrichtigung bei Versorgungsunterbrechungen 
 
(1) Die Gemeinde ist verpflichtet, das Wasser jederzeit am  

Ende der Anschlussleitung zur Verfügung zu stellen. Dies 
gilt nicht, 
a) soweit zeitliche Beschränkungen zur Sicherstellung  

der öffentlichen Wasserversorgung erforderlich oder 
sonst nach dieser Satzung vorbehalten sind; 

b) soweit und solange die Gemeinde an der Versorgung  
durch höhere Gewalt oder sonstige Umstände, deren 
Beseitigung ihr wirtschaftlich nicht zugemutet werden 
kann, gehindert ist. 

 
(2) Die Versorgung kann unterbrochen werden, soweit dies  

zur Vornahme betriebsnotwendiger Arbeiten erforderlich 
ist. Die Gemeinde hat jede Unterbrechung oder Unregel-
mäßigkeit unverzüglich zu beheben. 

 
(3) Die Gemeinde hat die Grundstückseigentümer bei einer  

nicht nur für kurze Dauer beabsichtigten Unterbrechung 
der Versorgung rechtzeitig in geeigneter Weise zu unter-
richten. Die Pflicht zur Benachrichtigung entfällt, wenn die 
Unterrichtung 
a) nach den Umständen nicht rechtzeitig möglich ist und  

die Gemeinde dies nicht zu vertreten hat oder 
b) die Beseitigung von bereits eingetretenen Unterbre- 

chungen verzögern würde. 
 
 
 

§ 8 
Haftung bei Versorgungsstörungen 

 
(1) Für Schäden, die ein Grundstückseigentümer durch die  

Unterbrechung der Wasserversorgung oder durch Unre-
gelmäßigkeiten in der Belieferung erleidet, haftet die Ge-
meinde aus dem Benutzungsverhältnis oder unerlaubter 
Handlung im Falle 
a) der Tötung oder Verletzung des Körpers oder der Ge 

sundheit des Grundstückseigentümers, es sei denn, 
dass der Schaden von der Gemeinde oder einem ihrer 
Bediensteten oder einem Verrichtungsgehilfen weder 
vorsätzlich noch fahrlässig verursacht worden ist; 

b) der Beschädigung einer Sache, es sei denn, dass der  
Schaden weder durch Vorsatz noch durch Fahrlässig-
keit der Gemeinde oder eines ihrer Bediensteten oder 
eines Verrichtungsgehilfen verursacht worden ist; 

c) eines Vermögensschadens, es sei denn, dass dieser  
weder durch Vorsatz noch durch Fahrlässigkeit der 
Gemeinde oder eines vertretungsberechtigten Organs 
verursacht worden ist. 

§ 831 Abs. 1 Satz 2 BGB ist nur bei vorsätzlichem Handeln 
von Verrichtungsgehilfen anzuwenden. 

(2) Die Ersatzpflicht entfällt bei Schäden unter 20,00 Euro. 
 
(3) Ist der Grundstückseigentümer berechtigt, das gelieferte  

Wasser an einen Dritten weiterzuleiten, und erleidet dieser 
durch eine Unterbrechung der öffentlichen Wasserversor-
gung oder durch Unregelmäßigkeiten in der Belieferung 
einen Schaden, so haftet die Gemeinde dem Dritten ge-
genüber in demselben Umfange wie dem Grundstücksei-
gentümer aus dem Benutzungsverhältnis. 

 
(4) Leitet der Grundstückseigentümer das gelieferte Wasser  

an einen Dritten weiter, so hat er im Rahmen seiner recht-
lichen Möglichkeiten sicherzustellen, dass dieser aus un-
erlaubter Handlung keine weitergehenden Schadener-
satzansprüche erheben kann als sie in Abs. 1 bis Abs. 3 
vorgesehen sind. Die Gemeinde hat den Grundstücksei-
gentümer hierauf bei Begründung des Benutzungsverhält-
nisses besonders hinzuweisen. 

 
(5) Der Grundstückseigentümer hat jeden Schaden unverzüg- 

lich der Gemeinde mitzuteilen. Leitet der Grundstücksei-
gentümer das gelieferte Wasser an Dritte weiter, so hat er 
diese Verpflichtung auch den Dritten aufzuerlegen. 

 
 

§ 9 
Grundstücksbenutzung 

 
(1) Die Grundstückseigentümer haben für Zwecke der örtli- 

chen Versorgung anderer Grundstücke das Anbringen und 
Verlegen von Leitungen einschließlich Zubehör zur Zu- 
und Fortleitung von Wasser über ihre im gleichen Versor-
gungsgebiet liegenden Grundstücke sowie erforderliche 
Schutzmaßnahmen unentgeltlich zuzulassen. Diese 
Pflicht betrifft nur Grundstücke, die an die Wasserversor-
gung angeschlossen sind, die vom Eigentümer im wirt-
schaftlichen Zusammenhang mit der Wasserversorgung 
genutzt werden oder für die die Möglichkeit der Wasser-
versorgung sonst wirtschaftlich vorteilhaft ist. 

 
(2) Der Grundstückseigentümer ist rechtzeitig über Art und  

Umfang der beabsichtigten Inanspruchnahme des Grund-
stücks zu benachrichtigen. 

 
(3) Der Grundstückseigentümer kann die Verlegung der Ein- 

richtungen verlangen, wenn sie an der bisherigen Stelle 
für ihn nicht mehr zumutbar sind. Soweit die Verlegung 
Einrichtungen der öffentlichen Wasserversorgungsanlage 
betrifft, gehen die Kosten zu Lasten der Gemeinde. Im Üb-
rigen gelten die Bestimmungen der Wasserabgabensat-
zung. 

 
(4) Wird der Wasserbezug eingestellt, so hat der Grund- 

stückseigentümer die Entfernung der Einrichtungen zu ge-
statten oder sie auf Verlangen der Gemeinde noch fünf 
Jahre unentgeltlich zu dulden, es sei denn, dass ihm dies 
nicht zugemutet werden kann. 

  
(5) Die vorstehenden Bestimmungen gelten nicht für öffentli- 

che Verkehrswege und Verkehrsflächen sowie für durch 
Planfeststellung für diese Zwecke bestimmte Grundstü-
cke. 

 
 

§ 10 
Hausanschluss 

 
(1) Der Hausanschluss besteht aus der Verbindung des Ver- 

teilungsnetzes mit der Anlage des Grundstückseigentü-
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mers. Er beginnt an der Abzweigstelle des Verteilungsnet-
zes und endet an der Hauptabsperrvorrichtung hinter dem 
Wasserzähler. 

 
(2) Hausanschlüsse gehören zu den Betriebsanlagen der Ge- 

meinde und stehen in ihrem Eigentum. Sie werden aus-
schließlich von der Gemeinde hergestellt, unterhalten, er-
neuert, geändert, abgetrennt und beseitigt. Sie müssen 
zugänglich und vor Beschädigungen geschützt sein. 

 
(3) Art, Zahl und Lage der Anschlüsse sowie deren Änderung  

werden nach Anhörung des Grundstückseigentümers so-
wie unter Wahrung seiner Interessen von der Gemeinde 
bestimmt. 

 
(4) Der Anschluss an die öffentliche Wasserversorgungsanla- 

ge und jede Änderung des Hausanschlusses ist vom 
Grundstückseigentümer bei der Gemeinde zu beantragen. 
Dem Antrag sind insbesondere folgende Unterlagen bei-
zufügen, soweit sich die erforderlichen Angaben nicht be-
reits aus dem Antrag ergeben: 
a) Lageplan nebst Beschreibung und Skizze der geplan- 

ten Anlage des Grundstückseigentümers (Wasserver-
brauchsanlage), 

b) Name des Installationsunternehmens, durch das die  
Wasserverbrauchsanlage eingerichtet oder geändert 
werden soll, 

c) eine nähere Beschreibung besonderer Einrichtungen  
(z. B. von Gewerbebetrieben usw.), für die auf dem 
Grundstück Wasser verwendet werden soll, sowie die 
Angabe des voraussichtlichen Wasserbedarfs, 

d) Angaben über eine eventuelle Eigenversorgungsanla- 
ge, 

 
(5) Jede Beschädigung des Hausanschlusses, insbesondere  

das Undichtwerden von Leitungen sowie sonstige Störun-
gen sind der Gemeinde unverzüglich zu melden. 

 
 

§ 11 
Messeinrichtungen an der Grundstücksgrenze 

 
(1) Die Gemeinde kann verlangen, dass der Grundstücksei- 

gentümer auf eigene Kosten nach seiner Wahl an der 
Grundstücksgrenze einen geeigneten Wasserzähler-
schacht oder Wasserzählerschrank anbringt, wenn 
a) das Grundstück unbebaut ist oder 
b) die Versorgung des Gebäudes mit Anschlussleitungen  

erfolgt, die unverhältnismäßig lang sind oder nur unter 
besonderen Erschwernissen verlegt werden können 
oder 

c) kein Raum zur frostsicheren Unterbringung des Was- 
serzählers vorhanden ist. 

 
(2) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, die Einrichtun- 

gen in ordnungsgemäßem Zustand und jederzeit zugäng-
lich zu halten. 

  
(3) Der Grundstückseigentümer kann die Verlegung der Ein- 

richtungen auf seine Kosten verlangen, wenn sie an der 
bisherigen Stelle für ihn nicht mehr zumutbar sind und die 
Verlegung ohne Beeinträchtigung einer einwandfreien 
Messung möglich ist. 

 
 

§ 12 
Anlage des Grundstückseigentümers 

 
(1) Für die ordnungsgemäße Errichtung, Erweiterung, Ände- 

rung und Unterhaltung der Anlage hinter dem Hausan-
schluss ist der Grundstückseigentümer verantwortlich. Hat 
er die Anlage oder Anlagenteile einem Dritten vermietet 
oder sonst zur Benutzung überlassen, so ist er neben die-
sem verantwortlich. Schäden und Störungen der An-
schlussleitungen und der Wasserzähler sind unverzüglich 
der Gemeinde zu melden. 

 
(2) Die Anlage darf nur unter Beachtung der Vorschriften die- 

ser Satzung und anderer gesetzlicher oder behördlicher 
Bestimmungen sowie nach den anerkannten Regeln der 
Technik errichtet, erweitert, geändert und unterhalten wer-
den. Die Errichtung der Anlage und wesentliche Verände-
rungen dürfen nur durch die Gemeinde oder ein in ein In-
stallateurverzeichnis eines Wasserversorgungsunterneh-
mens eingetragenes Installationsunternehmen erfolgen. 
Die Gemeinde ist berechtigt, die Ausführung der Arbeiten 
zu überwachen. 

 
(3) Anlagenteile, die sich vor den Messeinrichtungen befin- 

den, können plombiert werden. Ebenso können Anlagen-
teile, die zur Anlage des Grundstückseigentümers gehö-
ren, unter Plombenverschluss genommen werden, um ei-
ne einwandfreie Messung zu gewährleisten. Die dafür er-
forderliche Ausstattung der Anlage ist nach den Angaben 
der Gemeinde zu veranlassen. 

 
(4) Es dürfen nur Materialien und Geräte verwendet werden,  

die entsprechend den anerkannten Regeln der Technik 
beschaffen sind. Das Zeichen einer anerkannten Prüfstel-
le (z. B. DIN DVGW, DVGW- oder GS-Zeichen) bekundet, 
dass diese Voraussetzungen erfüllt sind. 

 
 

§ 13 
Inbetriebnahme der Anlage  

des Grundstückseigentümers 
 
(1) Die Gemeinde oder deren Beauftragte schließen die Anla- 

ge des Grundstückseigentümers an das Verteilungsnetz 
an und setzen sie in Betrieb. 

 
(2) Jede Inbetriebsetzung der Anlage ist bei der Gemeinde  

über das Installationsunternehmen zu beantragen. 
 
 
 

§ 14 
Überprüfung der Anlage  

des Grundstückseigentümers 
 
(1) Die Gemeinde ist berechtigt, die Anlage des Grundstücks- 

eigentümers vor und nach Inbetriebsetzung zu überprü-
fen. Sie hat den Grundstückseigentümer auf erkannte Si-
cherheitsmängel aufmerksam zu machen und kann deren 
Beseitigung verlangen. 

 
(2) Werden Mängel festgestellt, welche die Sicherheit gefähr- 

den oder erhebliche Störungen erwarten lassen, so ist die 
Gemeinde berechtigt, den Anschluss oder die Versorgung 
zu verweigern; bei Gefahr für Leib oder Leben ist sie hier-
zu verpflichtet. 

 
(3) Durch Vornahme oder Unterlassung der Überprüfung der  

Anlage sowie durch deren Anschluss an das Verteilungs-
netz übernimmt die Gemeinde keine Haftung für die Män-
gelfreiheit der Anlage. Dies gilt nicht, wenn sie bei einer 
Überprüfung Mängel festgestellt hat, die eine Gefahr für 
Leib oder Leben darstellen. 
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§ 15 
Betrieb, Erweiterung und Änderung der Anlage  

und Verbrauchseinrichtungen 
des Grundstückseigentümers, Mitteilungspflichten 

 
(1) Anlagen und Verbrauchseinrichtungen sind so zu betrei- 

ben, dass Störungen anderer Grundstückseigentümer, 
störende Rückwirkungen auf Einrichtungen der Gemeinde 
oder Dritter oder Rückwirkungen auf die Güte des Trink-
wassers ausgeschlossen sind. 

 
(2) Erweiterungen und Änderungen der Anlage sowie die Ver- 

wendung zusätzlicher Verbrauchseinrichtungen sind der 
Gemeinde mitzuteilen, soweit sich dadurch Größen für die 
Gebührenbemessung ändern oder sich die vorzuhaltende 
Leitung wesentlich erhöht. 

 
 

§ 16 
Zutrittsrecht 

 
Der Grundstückseigentümer hat dem Beauftragten der Ge-
meinde den Zutritt zu seinen Räumen und zu den in § 12 ge-
nannten Einrichtungen zu gestatten, soweit dies für die Prü-
fung der technischen Einrichtungen, zur Wahrnehmung sons-
tiger Rechte und Pflichten nach dieser Satzung, insbesondere 
zur Ablesung oder zur Ermittlung der Grundlagen für die Ge-
bührenbemessung erforderlich ist. 
 
 

§ 17 
Technische Anschlußbedingungen 

 
Die Gemeinde ist berechtigt, weitere technische Anforderun-
gen an den Hausanschluss und andere Anlagenteile sowie an 
den Betrieb der Anlage festzulegen, soweit dies aus Gründen 
der sicheren und störungsfreien Versorgung, insbesondere im 
Hinblick auf die Erfordernisse des Verteilungsnetzes notwen-
dig ist. Diese Anforderungen dürfen den anerkannten Regeln 
der Technik nicht widersprechen. Der Anschluss bestimmter 
Verbrauchseinrichtungen kann von der vorherigen Zustim-
mung der Gemeinde abhängig gemacht werden. Die Zustim-
mung darf nur verweigert werden, wenn der Anschluss eine 
sichere und störungsfreie Versorgung gefährden würde. 
 

 
§ 18 

Messung 
 
(1) Die Gemeinde stellt die vom Grundstückseigentümer ver- 

brauchte Wassermenge durch Messeinrichtungen fest, die 
den eichrechtlichen Vorschriften entsprechen müssen. Bei 
öffentlichen Verbrauchseinrichtungen kann die gelieferte 
Menge auch rechnerisch ermittelt oder geschätzt werden, 
wenn die Kosten der Messung außer Verhältnis zur Höhe 
des Verbrauchs stehen. 

 
(2) Die Gemeinde hat dafür Sorge zu tragen, dass eine ein- 

wandfreie Messung der verbrauchten Wassermenge ge-
währleistet ist. Sie bestimmt nach Anhörung des Grund-
stückseigentümers sowie unter Wahrung dessen berech-
tigter Interessen Art, Zahl und Größe sowie Anbringung 
der Messeinrichtung. Ebenso ist die Lieferung, Anbrin-
gung, Überwachung, Unterhaltung und Entfernung der 
Messeinrichtungen Aufgabe der Gemeinde. Sie ist ver-
pflichtet, auf Verlangen des Grundstückseigentümers die 
Messeinrichtungen zu verlegen, wenn dies ohne Beein-
trächtigung einer einwandfreien Messung möglich ist. Der 
Grundstückseigentümer ist verpflichtet, die Kosten zu tra-
gen. 

(3) Der Grundstückseigentümer haftet für das Abhandenkom- 
men und die Beschädigung der Messeinrichtungen, soweit 
ihn hieran ein Verschulden trifft. Er hat den Verlust, Be-
schädigungen und Störungen dieser Einrichtungen der 
Gemeinde unverzüglich mitzuteilen. Er ist verpflichtet, die 
Einrichtungen vor Abwasser, Schmutz- und Grundwasser 
sowie vor Frost zu schützen. 

 
 

§ 19 
Nachprüfung von Messeinrichtungen 

 
(1) Der Grundstückseigentümer kann jederzeit die Nachprü- 

fung der Messeinrichtungen durch eine Eichbehörde oder 
eine staatlich anerkannte Prüfstelle im Sinne des § 40 
Abs. 3 des Mess- und Eichgesetzes verlangen. Stellt der 
Grundstückseigentümer den Antrag auf Prüfung nicht bei 
der Gemeinde, so hat er diese vor Antragstellung zu be-
nachrichtigen. 

 
(2) Die Kosten der Prüfung fallen der Gemeinde zur Last, falls  

die Abweichungen die gesetzlichen Verkehrsfehlergren-
zen überschreiten, sonst dem Grundstückseigentümer. 

 
 

§ 20 
Ablesung 

 
(1) Die Messeinrichtungen werden von Beauftragten der Ge- 

meinde möglichst in gleichen Zeitabständen oder auf Ver-
langen der Gemeinde vom Grundstückseigentümer selbst 
abgelesen. Dieser hat dafür Sorge zu tragen, dass die 
Messeinrichtungen leicht zugänglich sind. 

 
(2) Solange der Beauftragte der Gemeinde die Räume des  

Grundstückseigentümers nicht zum Zwecke der Ablesung 
betreten kann, darf die Gemeinde den Verbrauch auf der 
Grundlage der letzten Ablesung schätzen; die tatsächli-
chen Verhältnisse sind angemessen zu berücksichtigen. 

 
  

§ 21 
Verwendung des Wassers 

 
(1) Das Wasser wird nur für die eigenen Zwecke des Grund- 

stückseigentümers, seiner Mieter und ähnlich berechtigter 
Personen zur Verfügung gestellt. Die Weiterleitung an 
sonstige Dritte ist nur mit schriftlicher Zustimmung der Ge-
meinde zulässig. Diese ist zu erteilen, wenn dem Interes-
se an der Weiterleitung nicht überwiegende versorgungs-
wirtschaftliche Gründe entgegenstehen. 

 
(2) Das Wasser darf für alle Zwecke verwendet werden, so- 

weit nicht in dieser Satzung oder aufgrund sonstiger ge-
setzlicher oder behördlicher Vorschriften Beschränkungen 
vorgesehen sind. Die Gemeinde kann die Verwendung für 
bestimmte Zwecke beschränken, soweit dies zur Sicher-
stellung der allgemeinen Wasserversorgung erforderlich 
ist. 

 
(3) Der Anschluss von Anlagen zum Bezug von Bauwasser ist  

bei der Gemeinde vor Beginn der Bauarbeiten zu beantra-
gen. Entsprechendes gilt für Anschlüsse zu sonstigen vo-
rübergehenden Zwecken. 

 
(4) Soll Wasser aus öffentlichen Hydranten nicht zum Feuer- 

löschen, sondern zu anderen vorübergehenden Zwecken 
entnommen werden, sind hierfür Hydrantenstandrohre der 
Gemeinde mit Wasserzählern zu benutzen. 
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(5) Sollen auf einem Grundstück besondere Feuerlöschan- 
schlüsse eingerichtet werden, sind über ihre Anlegung, 
Unterhaltung und Prüfung besondere Vereinbarungen mit 
der Gemeinde zu treffen. 

 
 

§ 22 
Laufzeit des Versorgungsverhältnisses 

 
(1) Will ein Grundstückseigentümer, der zur Benutzung der  

Wasserversorgungsanlagen nicht verpflichtet ist, den 
Wasserbezug vollständig einstellen, so hat er dies min-
destens zwei Wochen vor der Einstellung der Gemeinde 
schriftlich mitzuteilen. 

 
(2) Will ein zum Anschluss oder zur Benutzung Verpflichteter  

den Wasserbezug einstellen, so hat er bei der Gemeinde 
Befreiung nach den Bestimmungen dieser Satzung zu be-
antragen. 

 
(3) Jeder Wechsel des Grundstückseigentümers ist der Ge- 

meinde unverzüglich schriftlich mitzuteilen. 
 
(4) Wird der Wasserverbrauch ohne schriftliche Mitteilung im  

Sinne von Abs. 1 oder vor Erteilung der Befreiung einge-
stellt, so haftet der Grundstückseigentümer der Gemeinde 
für die Erfüllung sämtlicher sich aus der Satzung ergeben-
den Verpflichtungen. 

 
(5) Der Grundstückseigentümer kann eine zeitweilige Absper- 

rung seines Anschlusses verlangen, ohne damit das Be-
nutzungsverhältnis aufzulösen. 

 
 

§ 23 
Einstellung der Versorgung 

 
(1) Die Gemeinde ist berechtigt, die Versorgung fristlos einzu- 

stellen, wenn der Grundstückseigentümer den Bestim-
mungen dieser Satzung zuwiderhandelt und die Einstel-
lung erforderlich ist, um 
a) eine unmittelbare Gefahr für die Sicherheit von Perso- 

nen oder Anlagen abzuwehren oder 
b) den Verbrauch von Wasser unter Umgehung, Beein- 

flussung oder vor Anbringung der Messeinrichtungen 
zu verhindern oder 

c) zu gewährleisten, dass Störungen anderer Grund- 
stückseigentümer, störende Rückwirkungen auf Ein-
richtungen der Gemeinde oder Dritter oder Rückwir-
kungen auf die Güte des Trinkwassers ausgeschlos-
sen sind. 

 
(2) Bei anderen Zuwiderhandlungen, insbesondere bei Nicht- 

zahlung einer fälligen Abgabenschuld, ist die Gemeinde 
berechtigt, die Versorgung zwei Wochen nach Androhung 
einzustellen. Dies gilt nicht, wenn der Grundstückseigen-
tümer darlegt, dass die Folgen der Einstellung außer Ver-
hältnis zur Schwere der Zuwiderhandlungen stehen und 
hinreichende Aussicht besteht, dass der Grundstücksei-
gentümer seinen Verpflichtungen nachkommt. 

 
(3) Die Gemeinde hat die Versorgung unverzüglich wieder  

aufzunehmen, sobald die Gründe für ihre Einstellung ent-
fallen sind und der Grundstückseigentümer die Kosten der 
Einstellung und Wiederaufnahme der Versorgung ersetzt 
hat. 

 
§ 24 

Zwangsmittel 

(1) Für den Fall, dass die Vorschriften dieser Satzung nicht  
befolgt werden oder gegen sie verstoßen wird, kann nach 
§ 70 des Niedersächsischen Verwaltungsvollstreckungs-
gesetzes (NVwVG) in Verbindung mit den §§ 64 bis 70 des 
Niedersächsischen Polizei- und Ordnungsbehördengeset-
zes (NPOG) ein Zwangsgeld bis zu 100.000,00 Euro an-
gedroht und festgesetzt werden. Dieses Zwangsmittel 
kann wiederholt werden, bis die festgestellten Mängel be-
seitigt sind. 

 
(2) Die zu erzwingende Handlung kann nach vorheriger An- 

drohung im Wege der Ersatzvornahme auf Kosten des 
Pflichtigen durchgesetzt werden. 

 
(3) Das Zwangsgeld und die Kosten der Ersatzvornahme wer- 

den im Verwaltungszwangsverfahren eingezogen. 
 
 

§ 25 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 10 Abs. 5 NKomVG han 

delt, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen 
a) § 4 Abs. 1 sein Grundstück nicht rechtzeitig an die öf- 

fentliche Wasserversorgungsanlage anschließen lässt; 
b) § 4 Abs. 2 nicht den gesamten Bedarf an Wasser aus  

der öffentlichen Wasserversorgungsanlage deckt; 
c) § 5 Abs. 5 Satz 1 die Errichtung einer Eigenversor- 

gungsanlage nicht mitteilt; 
d) § 5 Abs. 5 Satz 2 seine Eigenanlage so betreibt, dass  

von ihr Einwirkungen auf die öffentliche Wasserversor-
gung ausgehen; 

e) § 10 Abs. 5 Beschädigungen des Hausanschlusses,  
das Undichtwerden von Leitungen sowie sonstigen 
Störungen nicht unverzüglich meldet; 

f) § 12 Abs. 2 Satz 1 die Anlage errichtet, erweitert, än- 
dert oder unterhält; 

g) § 12 Abs. 2 Satz 2 die Anlage errichtet oder wesentlich  
verändert; 

h) § 12 Abs. 4 Satz 1 Materialien und Geräte verwendet,  
die nicht entsprechend den anerkannten Regeln der 
Technik beschaffen sind; 

i) § 15 Abs. 1 Anlagen und Verbrauchseinrichtungen  
nicht so betreibt, dass Störungen anderer Grund-
stückseigentümer, störende Rückwirkungen auf Ein-
richtungen der Gemeinde oder Dritter oder Rückwir-
kungen auf die Güte des Trinkwassers eintreten; 

j) § 15 Abs. 2 Erweiterungen und Änderungen der Anla- 
ge sowie die Verwendung zusätzlicher Verbrauchsein-
richtungen nicht mitteilt; 

k) § 21 Abs. 1 Satz 2 Wasser an Dritte ohne Zustimmung  
der Gemeinde weiterleitet; 

l) § 22 Abs. 3 den Wechsel des Grundstückseigentümers  
nicht unverzüglich mitteilt. 

 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu  

5.000,00 Euro geahndet werden. 
 
 

§ 26 
Beiträge, Kostenerstattungsbeträge und Gebühren 

 
Zur Deckung des Aufwandes für die öffentliche Wasserversor-
gungsanlage, namentlich deren Herstellung, Erweiterung, 
Verbesserung und Erneuerung, einschließlich der Kosten für 
den ersten Hausanschluss werden Beiträge und für zusätzli-
che Hausanschlüsse, Kostenerstattungsbeträge sowie für ih-
re Benutzung Benutzungsgebühren nach besonderen 
Rechtsvorschriften erhoben.  

535



§ 27 
Datenschutz 

 
Zur Erfüllung der Pflichten aus dieser Satzung ist die Verar-
beitung von personen- und grundstücksbezogenen Datne er-
forderlich und gemäß den datenschutzrechtlichen Vorschrif-
ten zulässig. 
 

 
§ 28 

Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt zum 01.01.2020 in Kraft. Gleichzeitig tritt 
die Wasserversorgungssatzung in der Fassung vom 
26.06.2001 außer Kraft. 
 
 
Bad Laer, 27.11.2019 
 
 
 

Gemeinde Bad Laer 
Der Bürgermeister 

(Siegel) Tobias Avermann 
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17. Änderungssatzung 
zur Satzung über die Erhebung von Abgaben für die 

Abwasserbeseitigung (Schmutzwasser)  
der Gemeinde Bad Laer 

- Abwasserbeseitigungsabgabensatzung 
Schmutzwasser - 

 
 
Aufgrund der §§ 10, 58 und 111 des Niedersächsischen Kom-
munalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17.12.2010, zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 11.09.2019 (Nds. GVBl. S. 
258), und des § 5 des Niedersächsischen Kommunalabga-
bengesetzes (NKAG) vom 20.04.2017 (Nds. GVBI. S. 121), 
hat der Rat der Gemeinde Bad Laer in seiner Sitzung am 
27.11.2019 folgende 17. Änderungssatzung zur Abwasserbe-
seitigungsabgabensatzung Schmutzwasser vom 04.07.1994 
beschlossen: 
 

 
 

Artikel 1 
 
§ 15 - Gebührensatz - erhält folgende Fassung: 
 
Die Abwassergebühr beträgt 3,16 Euro/m³. 
 

 
 

Artikel 2 
 
§ 20 Abs. 3 - Veranlagung und Fälligkeit - erhält folgende Fas-
sung: 
 
(3) Die Abwassergebühr für den Erhebungszeitraum wird  

durch Bescheid festgesetzt. Die nach Abzug der geleiste-
ten Abschlagszahlungen verbleibende Restforderung ist 
zu dem im Bescheid bezeichneten Fälligkeitstermin zu 
zahlen. Die Gebühr kann zusammen mit anderen Abga-
ben angefordert werden. 

Artikel 3 
 
§ 23 - Ordnungswidrigkeiten - erhält folgende Fassung: 
 
(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 18 Abs. 2 Nr. 2 NKAG han- 

delt, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen 
a) § 14 Abs. 4 Satz 3 der Gemeinde übrige Wassermen- 

gen lt. § 14 Abs. 2 Buchstabe b) für den abgelaufenen 
Bemessungszeitraum von einem Kalenderjahr nicht in-
nerhalb der folgenden zwei Monate anzeigt; 

b) § 21 Abs. 1 nicht die erforderlichen Auskünfte erteilt,  
die für die Festsetzung und Erhebung der Abgaben er-
forderlich sind; 

c) § 21 Abs. 2 nicht ermöglicht, dass die Gemeinde bzw.  
von ihr beauftragte Dritte an Ort und Stelle notwendige 
Ermittlungen vornehmen kann, 

d) § 22 Abs. 1 den Wechsel der Rechtsverhältnisse am  
Grundstück nicht innerhalb eines Monats schriftlich an-
zeigt; 

e) § 22 Abs. 2 vorhandene Anlagen, die die Berechnung  
der Abgaben beeinflussen, nicht unverzüglich schrift-
lich anzeigt. 

 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu  

10.000,00 Euro geahndet werden. 
 
  

Artikel 4 
 
Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2020 in Kraft. 
 
 
Bad Laer, 27.11.2019 
 
 

Gemeinde Bad Laer 
Der Bürgermeister 

(Siegel) Tobias Avermann 
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16. Änderungssatzung 

zur Satzung über die Erhebung von Abgaben  
für die Abwasserbeseitigung 

(Niederschlagswasser) der Gemeinde Bad Laer 
- Abwasserbeseitigungsabgabensatzung 

Niederschlagswasser - 
 

 
Aufgrund der §§ 10, 58 und 111 des Niedersächsischen Kom-
munalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17.12.2010, zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 11.09.2019 (Nds. GVBl. S. 
258), und des § 5 des Niedersächsischen Kommunalabga-
bengesetzes (NKAG) vom 20.04.2017 (Nds. GVBI. S. 121), 
hat der Rat der Gemeinde Bad Laer in seiner Sitzung am 
27.11.2019 folgende 16. Änderungssatzung zur Abwasserbe-
seitigungsabgabensatzung Niederschlagswasser vom 
04.07.1994 beschlossen: 
 
 

Artikel 1 
 
§ 15 erhält folgende Fassung: 
 
Die Abwassergebühr beträgt 14,88 Euro/50 m². 
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Artikel 2 
 
§ 21 - Ordnungswidrigkeiten - erhält folgende Fassung: 
 
(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 18 Abs. 2 Nr. 2 NKAG han- 

delt, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen 
a) § 19 Abs. 1 nicht die erforderlichen Auskünfte erteilt,  

die für die Festsetzung und Erhebung der Abgaben er-
forderlich sind; 

b) § 19 Abs. 2 nicht ermöglicht, dass die Gemeinde bzw.  
von ihr beauftragte Dritte an Ort und Stelle notwendige 
Ermittlungen vornehmen kann, 

c) § 20 Abs. 1 den Wechsel der Rechtsverhältnisse am  
Grundstück nicht innerhalb eines Monats schriftlich an-
zeigt; 

d) § 20 Abs. 2 vorhandene Anlagen, die die Berechnung  
der Abgaben beeinflussen, nicht unverzüglich schrift-
lich anzeigt. 

 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu  

10.000,00 Euro geahndet werden. 
 
 

Artikel 3 
 
Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2020 in Kraft. 
 
 
Bad Laer, 27.11.2019 
 
 

Gemeinde Bad Laer 
Der Bürgermeister 

(Siegel) Tobias Avermann 
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Satzung 

der Gemeinde Bad Laer 
über die Erhebung von Verwaltungskosten im eigenen 

Wirkungskreis (Verwaltungskostensatzung) 
 

 
Aufgrund der §§ 10, 58 und 111 des Niedersächsischen Kom-
munalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17.12.2010, zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 11.09.2019 (Nds. GVBl. S. 
258), und des § 4 des Niedersächsischen Kommunalabga-
bengesetzes (NKAG) vom 20.04.2017 (Nds. GVBI. S. 121), 
hat der Rat der Gemeinde Bad Laer in seiner Sitzung am 
27.11.2019 folgende Satzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
(1) Für Amtshandlungen und sonstige Verwaltungstätigkeiten  

- nachfolgend Verwaltungstätigkeiten - im eigenen Wir-
kungskreis der Gemeinde Bad Laer werden nach dieser 
Satzung Gebühren und Auslagen - nachfolgend Kosten - 
erhoben, wenn die Beteiligten hierzu Anlass gegeben ha-
ben. Verwaltungstätigkeiten sind auch Entscheidungen 
über förmliche Rechtsbehelfe. 

 
(2) Kosten werden auch erhoben, wenn ein auf Vornahme ei- 

ner kostenpflichtigen Verwaltungstätigkeit gerichteter An-
trag abgelehnt oder nach Aufnahme der Verwaltungstätig-

keit vor der Entscheidung zurückgenommen wird. 
 
(3) Die Erhebung der Kosten aufgrund anderer Rechtsvor- 

schriften bleibt unberührt. 
 
 

 
§ 2 

Kostentarif 
 
Die Höhe der nach § 1 zu erhebenden Kosten bemisst sich 
unbeschadet des § 6 nach dem Kostentarif, der Bestandteil 
dieser Satzung ist. 
 
 

 
§ 3 

Gebühren 
 
(1) Ist für den Ansatz von Gebühren durch den Kostentarif ein  

Rahmen (Mindest- und Höchstsätze) bestimmt, so sind bei 
der Festsetzung der Gebühr das Maß des Verwaltungs-
aufwandes sowie der Wert des Gegenstandes zur Zeit der 
Beendigung der Verwaltungstätigkeit zu berücksichtigen. 
Die Gebühr ist auf volle Euro abgerundet festzusetzen. 

 
(2) Werden mehrere gebührenpflichtige Verwaltungstätigkei- 

ten nebeneinander vorgenommen, so ist für jede Verwal-
tungstätigkeit eine Gebühr zu erheben. 

 
(3) Wird ein Antrag auf Vornahme einer Verwaltungstätigkeit 

a) ganz oder teilweise abgelehnt oder 
b) zurückgenommen, bevor die Verwaltungstätigkeit be- 

endet ist, so kann die Gebühr bis auf ein Viertel des 
vollen Betrages ermäßigt werden. 

 
(4) Wird ein Antrag wegen Unzuständigkeit abgelehnt oder  

beruht er auf unverschuldeter Unkenntnis, bleibt die Ge-
bühr außer Ansatz. 

  
(5) Wird eine zunächst abgelehnte Verwaltungstätigkeit auf  

einen Rechtsbehelf hin vorgenommen, so wird die für die 
Ablehnung erhobene Gebühr angerechnet. 

 
 
 

§ 4 
Rechtsbehelfsgebühren 

 
(1) Sobald ein Rechtsbehelf erfolglos bleibt, beträgt die Ge- 

bühr für die Entscheidung über über den Rechtsbehelf das 
Eineinhalbfache der Gebühr, die für die angefochtene Ent-
scheidung anzusetzen war. War für die Verwaltungstätig-
keit keine Gebühr festzusezten, so richtet sich die Gebühr 
nach Nummer 16 des Kostentarifs. 

 
(2) Wird dem Rechtsbehelf teilweise stattgegeben oder wird  

er ganz oder teilweise zurückgenommen, ermäßigt sich 
die aus Absatz 1 ergebende Gebühr nach dem Umfang 
der Abweisung oder der Rücknahme, im Falle der Rück-
nahme auf höchstens 25 vom Hundert des vollen Betra-
ges. 

 
(3) Wird der Rechtsbehelfbescheid ganz oder teilweise aufge- 

hoben oder zurückgenommen, sind die gezahlten Kosten 
ganz oder teilweise zu erstatten; es sei denn, dass die Auf-
hebung allein auf unrichtigen oder unvollständigen Anga-
ben derjenigen oder desjenigen beruht, die oder der den 
Rechtsbehelf eingelegt hat. 
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§ 5 
Gebührenbefreiung 

 
(1) Gebühren werden nicht erhoben für 

1. mündliche Auskünfte, 
2. Zeugnisse und Bescheinigungen in folgenden Angele- 

genheiten: 
a) Arbeits- und Dienstleistungssachen, 
b) Besuch von Schulen, 
c) Zahlung von Ruhegehältern, Renten, Krankengel- 

dern, Unterstützungen und dergleichen aus öffent-
lichen und privaten Kassen, 

d) Nachweise für Bedürftigkeit, 
3. Verwaltungstätigkeiten, die die Stundung, die Nieder- 

schlagung oder den Erlass von Verwaltungskosten be-
treffen, 

4. steuerliche Unbedenklichkeitsbescheinigungen für die  
Vergabe öffentlicher Aufträge, 

5. Verwaltungstätigkeiten, zu denen 
a) in Ausübung öffentlicher Gewalt eine andere Be- 

hörde im Lande, eine Behörde des Bundes oder 
die Behörde eines anderen Bundeslandes Anlass 
gegeben hat; es sei denn, dass die Gebühr einem 
Dritten zur Last zu legen ist, 

b) Kirchen und andere Religions- und Weltanschau- 
ungsgemeinschaften des öffentlichen Rechts ein-
schließlich ihrer öffentlich-rechtlichen Verbände, 
Anstalten und Stiftungen zur Durchführung von 
Zwecken im Sinne des § 54 der Abgabenordnung 
Anlass gegeben haben; es sei denn, dass die Ge-
bühr einem Dritten zur Last zu legen ist. 

 
(2) Von der Erhebung einer Gebühr kann außer den in Absatz  

1 genannten Fällen ganz oder teilweise abgesehen wer-
den, wenn daran ein öffentliches Interesse besteht. 

 
(3) Die Absätze 1 und 2 werden bei Entscheidungen über  

Rechtsbehelfe nicht angewendet. 
 
  

§ 6 
Auslagen 

 
(1) Werden bei der Vorbereitung oder bei Vornahme einer  

Amtshandlung und sonstigen Verwaltungstätigkeiten Aus-
lagen notwendig, die nicht bereits mit der Gebühr abgegol-
ten sind, hat der Kostenschuldner sie zu erstatten; dies gilt 
auch, wenn eine Gebühr nicht zu entrichten ist. Auslagen 
hat der Kostenschuldner auch dann zu erstatten, wenn sie 
bei einer anderen am Verfahren beteiligten Behörde ent-
standen sind.  

 
(2) In Fällen des Absatzes 1 findet ein Ausgleich zwischen  

den Behörden nur statt, wenn die Auslagen im Einzelfall 
25,00 € übersteigen. Als Auslagen gelten auch Kosten, die 
einer am Verfahren beteiligten Behörde entstanden sind, 
ohne dass sie gegenseitig ausgeglichen werden. 

 
(3) Als Auslagen werden insbesondere erhoben: 

1. Postgebühren für Zustellungen und Nachnahmen so- 
wie für die Ladung von Zeugen und Sachverständigen; 
wird durch Bedienstete der Behörde zugestellt, so wer-
den die für die Zustellungen durch die Post mit Zustel-
lungsurkunde entstehenden Portogebühren erhoben; 

2. Kosten öffentlicher Bekanntmachungen; 
3. Zeugen- und Sachverständigengebühren; 
4. bei Dienstgeschäften entstehende Reisekosten; 
5. Beträge, die anderen Behörden oder anderen Perso- 

nen für ihre Tätigkeit zu zahlen sind; 

6. Kosten der Beförderung oder Verwahrung von Sa- 
chen; 

7. Gebühren für weitere Ausfertigungen, Abschriften,  
Durchschriften, Auszüge, Kosten für Fotokopien, Licht-
pausen und Vervielfältigungen; 

8. Kosten für Datenträger mit denen Daten in elektroni- 
scher Form geliefert werden. 

 
(3) Beim Verkehr mit den Behörden des Landes und den Ge- 

bietskörperschaften im Land werden, soweit Gegenseitig-
keit verbürgt ist, Auslagen nur erhoben, wenn sie im Ein-
zelfall den Betrag von 25,00 € übersteigen. 

 
 

§ 7 
Kostenschuldner 

 
(1) Zur Zahlung der Kosten ist verpflichtet, wer zu einer Ver- 

waltungstätigkeit Anlass gegeben hat. 
 
(2) Kostenschuldner nach § 4 ist derjenige, der den Rechts- 

behelf eingelegt hat. 
 
(3) Mehrere Kostenschuldner haften als Gesamtschuldner. 
 
 

§ 8 
Entstehung der Kostenschuld 

 
(1) Die Gebührenschuld entsteht mit der Beendigung der Ver- 

waltungstätigkeit oder mit der Rücknahme des Antrages. 
 
(2) Die Verpflichtung zur Erstattung der Auslagen entsteht mit  

der Aufwendung des zu erstattenden Betrages. 
 
  

§ 9 
Fälligkeit der Kostenschuld 

 
(1) Die Kosten werden mit der Bekanntgabe der Kostenent- 

scheidung an den Kostenschuldner fällig, wenn nicht ein 
späterer Zeitpunkt bestimmt wird. 

 
(2) Amtshandlungen und sonstige Verwaltungstätigkeiten  

können von der vorherigen Zahlung der Kosten oder von 
der Zahlung oder Sicherstellung eines angemessenen 
Kostenvorschusses abhängig gemacht werden. Soweit 
der Vorschuss die endgültige Kostenschuld übersteigt, ist 
er zu erstatten. 

 
 

§ 10 
Anwendung des Niedersächsischen 

Verwaltungskostengesetzes 
 
Soweit diese Satzung keine Regelung enthält, finden nach § 
4 Abs. 4 NKAG die Vorschriften des Niedersächsischen Ver-
waltungskostengesetzes sinngemäß Anwendung. 
 
 
 

§ 11 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt mit dem Tage nach ihrer Bekanntmachung 
im Amtsblatt für den Landkreis Osnabrück in Kraft. Gleichzei-
tig tritt die Satzung der Gemeinde Bad Laer über die Erhe-
bung von Verwaltungskosten im eigenen Wirkungskreis (Ver-
waltungskostensatzung) vom 28.06.2001 außer Kraft. 
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Bad Laer, 27.11.2019 
 
 

Gemeinde Bad Laer 
Der Bürgermeister 

(Siegel) Tobias Avermann 
 

 
  

Kostentarif 
zur Verwaltungskostensatzung  

der Gemeinde Bad Laer  
vom 27.11.2019 

 
 
Tarif-Nr. Bezeichnung Betrag 

 
1. Fotokopien, Drucksachen wie z. B. Ortsrecht,  

Pläne etc.  
1.1. im Format DIN A 4, je Seite 0,50 € 
1.2. im Format DIN A 3, je Seite 1,00 € 
1.3. im Format DIN A 4 farbig, je Seite 1,00 € 
1.4. im Format DIN A 3 farbig, je Seite 2,00 € 

 
2. Amtliche Beglaubigungen von Unterschriften,  

Abschriften, Kopien und Zeugnissen  
2.1. Beglaubigungen von Unterschriften 3,00 € 
2.2. Beglaubigungen von Abschriften, je Seite 3,00 € 
2.3. Beglaubigung von Kopien, je Seite 3,00 € 

 
3. Akteneinsicht, schriftliche Auskünfte  
3.1. Die Einsicht in Akten, Register, Karteien, Gebühren- 

kalkulationen und dgl. - ausgenommen nach § 72 
NBauO -, soweit sie nicht zur Einsichtnahme  
öffentlich ausgelegt sind und, wenn in anderen  
Tarifnummern keine Gebühren vorgesehen sind,  
für jeden Fall 3,00 € 

3.2. Schriftliche Auskünfte aus Akten, Registern,  
Karteien, Dateien und dgl.  

3.2.1. Wenn die Anfrage ohne besondere Ermittlungen  
beantwortet werden kann 3,00 € 

3.2.2. Wenn besondere Ermittlungen erforderlich sind,  
je angefangene halbe Arbeitsstunde 12,50 € 

bis 25,00 € 
 

4. Schriftliche Aufnahme eines Antrages oder  
einer Erklärung, 
die von Privatpersonen zu deren Nutzen  
gewünscht wird (die Niederschrift über die  
Erhebung von Rechtsbehelfen ist ausgenommen),  
je angefangene halbe Arbeitsstunde 12,50 € 

bis 25,00 € 
 

5. Genehmigungen, Erlaubnisse, Ausnahme- 
bewilligungen 
und andere zum unmittelbaren Nutzen der  
Beteiligten vorgenommene Verwaltungstätig- 
keiten, wenn keine andere Gebühr vorge- 
schrieben ist,  
je angefangene halbe Arbeitsstunde 12,50 € 

bis 25,00 € 
 

6. Verwaltungstätigkeiten, 
die nach Art und Umfang in der Gebühren- 
satzung nicht näher bestimmt werden können  
und die mit besonderer Mühewaltung verbunden  
sind,  
je angefangene halbe Arbeitsstunde 12,50 € 

bis 25,00 € 

7. Abgabe von Verdingungsunterlagen bei  
öffentlichen Ausschreibungen sh. Nr. 1 
 

8. Hundesteuermarken 
Ersatz für verlorengegangene Marken 3,00 € 
 

9. Bescheinigungen über öffentliche Abgaben 
des lfd. Jahres und früherer Jahre,  
für jedes Jahr 3,00 € 
 

10. Bearbeitung von Schadensfällen,  
die durch Dritte (z. B. an der Straßen- 
beleuchtung, Bäumen etc.) verursacht worden  
sind, je Schadensfall 30,00 € 
 

11. Negativzeugnisse  
11.1. Ausstellung eines Zeugnisses über das Nicht- 

bestehen bzw. die Nichtausübung eines  
Vorkaufsrechts nach § 28 Abs. 1 Satz 3  
BauGB 20,00 € 

11.2. Löschungsbewilligungen, Vorrangseinräum- 
ungs- und Pfandentlassungserklärungen 20,00 € 
 

12. Erschließungs- und Ausbaubeitrags- 
bescheinigungen  

12.1. Bis zu drei Ausfertigungen 15,00 € 
12.2. Für jede weitere Ausfertigung 3,00 € 

 
13. Erteilung einer Bescheinigung  

nach § 69 a NBauO 20,00 € 
 

14. Erteilung von Genehmigungen bzw. Ausnahme- 
genehmigungen einschl. der ersten  
Überprüfung vor Ort  

14.1. Für den Anschluss an die zentrale Schmutzwasser- 
entsorgungsanlage 50,00 € 

14.2. Für den Anschluss an die zentrale Niederschlags- 
wasserentsorgungsanlage 50,00 € 

14.3. Jede weitere notwendige Überprüfung vor Ort  
zur Kontrolle, ob die Entwässerungsanlage bzw.  
die Regenwassernutzungsanlage ordnungsgemäß  
funktioniert 50,00 € 
 

15. Archiv 
15.1. Für familiengeschichtliche Auskünfte wird die  

Gebühr nach dem Zeitaufwand erhoben,  
je angefangene halbe Arbeitsstunde 15,00 € 

15.2. Schriftliche Auskunft aus Urkunden und alten  
Akten, je Seite 3,00 € 

15.3. Benutzung des Archivs  
15.3.1.Für jeden Tag 5,00 € 
15.3.2.Für eine Woche 15,00 € 

 
16. Rechtsbehelfe 

Entscheidungen über förmliche Rechtsbehelfe, 
soweit nicht § 4 Abs. 1 der Verwaltungskosten-
satzung anzuwenden ist und der Rechtsbehelf 
erfolglos bleibt oder der Rechtsbehelf Erfolg 
hat, die angefochtene Verwaltungstätigkeit aber 
aufgrund unrichtiger oder unvollständiger Anga-
ben vorgenommen bzw. abgelehnt worden ist, 
einschließlich der Entscheidungen über Wider-
sprüche Dritter entsprechend nachfolgender 
Gebührentabelle  
 
Streitwert bis        250 € 25,00 € 
Streitwert bis        500 € 30,00 € 
Streitwert bis        750 € 35,00 € 
Streitwert bis     1.000 € 40,00 € 
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Streitwert bis     1.500 € 50,00 € 
Streitwert bis     2.000 € 60,00 € 
Streitwert bis     2.500 € 70,00 € 
Streitwert bis     3.000 € 75,00 € 
Streitwert bis     3.500 € 80,00 € 
Streitwert bis     4.000 € 85,00 € 
Streitwert bis     4.500 € 90,00 € 
Streitwert bis     5.000 € 100,00 € 
Streitwert bis     6.000 € 115,00 € 
Streitwert bis     7.000 € 130,00 € 
Streitwert bis     8.000 € 145,00 € 
Streitwert bis     9.000 € 160,00 € 
Streitwert bis   10.000 € 180,00 € 
Streitwert bis   12.500 € 200,00 € 
Streitwert bis   15.000 € 220,00 € 
Streitwert bis   17.500 € 240,00 € 
Streitwert bis   20.000 € 260,00 € 
Streitwert bis   25.000 € 290,00 € 
Streitwert bis   30.000 € 320,00 € 
Streitwert bis   35.000 € 350,00 € 
Streitwert bis   40.000 € 380,00 € 
Streitwert bis   45.000 € 410,00 € 
Streitwert bis   50.000 € 450,00 €  
Die Gebühr erhöht sich bei einem Streitwert von über  
50.000 € für jeden angefangenen Betrag von weiteren 
10.000 € um 100,00 €.  
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